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Die Begrenzung des Klimawandels auf eine durchschnittliche Erwärmung der globalen 

Oberflächentemperatur deutlich unter 2° ist nicht nur international, sondern auch national 

eine der größten gesellschaftlichen Herausforderungen der nächsten Jahrzehnte. Österreich 

als hoch entwickelter, reicher Industriestaat steht in der Pflicht seine globale Verantwortung 

wahrzunehmen und mit entsprechenden Zielen, Strategien, Maßnahmen und daraus 

folgenden Treibhausgasreduktionen zum Klimaschutz beizutragen, nicht zuletzt auch durch 

das völkerrechtlich verbindliche Pariser Klimaschutzabkommen. 84 % der österreichischen 

Treibhausgasemissionen haben einen direkten Energiebezug1. Berücksichtigt man dabei das 

begrenzte Budget an noch möglichen Treibhausgasemissionen, muss innerhalb der 2040er 

Jahre eine ausgeglichene Treibhausgasbilanz erreicht werden, um die 2°-Grenze zu schaffen, 

für die 1,5°-Grenze bereits im Jahr 2030. Eine rasche und gelungene Energiewende in 

Österreich ist somit von zentraler Bedeutung. 

Darüber hinaus ist Österreich im globalen Vergleich überdurchschnittlich von der Erd -

erwärmung betroffen: Seit 1880 wurde eine globale Temperaturerhöhung von 0,85° 

verzeichnet, in Österreich stiegen die Temperaturen im selben Zeitraum um nahezu 2°. 

Alleine in der ersten Hälfte des 21. Jahrhundert wird ein weiterer Temperaturanstieg in 

Österreich um 1,4° erwartet, die zweite Hälfte des Jahrhunderts lässt sich noch durch eine 

ambitionierte Klimapolitik beeinflussen (APCC 2014a).  

Einen Ausblick auf zukünftige, gesundheitliche Folgen bot der Rekordsommer 2003 in 

Österreich, in dem 180 bis 330 zusätzliche hitzebedingte Todesfälle verzeichnet wurden 

(APCC 2014b). Darüber hinaus werden sich nicht-heimische Schädlinge und 

Krankheitserreger ausbreiten sowie Extremwetterereignisse noch stärker als bislang 

beobachtet zunehmen, wovon alle Lebens- und Wirtschafts bereiche auch monetär betroffen 

sind. Als Beispiel: Im Zeitraum von 1981 bis 1990 lagen alleine die direkten, jährlichen 

Schäden durch Extremwetterereignisse in Österreich bei 97 Mio. Euro, für die Periode 2001 

bis 2010 stiegen diese auf durchschnittlich 706 Mio. Euro  pro Jahr . Indirekte Kosten und der 

voranschreitende Klimawandel werden private und öffentliche Budgets zukünftig noch 

deutlich mehr belasten (APCC 2014b). 

Der Alpenraum ist von der Erderwärmung sehr stark betroffen und dessen sensible Öko-

systeme zählen zu den verwundbarsten Gebieten Europas. Ein ambitioniertes Handeln in 

Österreich ist daher nicht nur für den globalen Klimaschutz entscheidend, sondern liegt auch 

im eigenen Interesse aller in Österreich. Das hohe Gesundheitsniveau, die Wirtschafts-

                                                        
1 Werte für 2013 inklusive Emissionshandel; mit direktem Bezug zum Energiesystem: 45,6 % Energie und 

Industrie, 28,0 % Verkehr, 10,5 % Gebäude; kein direkter Bezug zum Energiesystem: 9,7 % Landwirtschaft, 3,8 % 

Abfallwirtschaft, 2,6 % Fluorierte Gase; (Zechmeister et al. 2015) 
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leistung im Tourismus und in der Produktion sowie allgemein der hohe Lebensstandard 

hierzulande lassen sich nur mit einer ernst gemeinten und rasch umgesetzten Klimapolitik 

sichern. 

Das   im Dezember 2015 von der internationalen Staatengemeinschaft beschlossene Klima-

schutzabkommen von Paris bietet dafür eine gemeinsame Grundlage, die sich auch in 

nationale und regionale Politiken niederschlagen muss. Mit der Ămission2030ñ (BMNT & 

BMVIT 2018) wurde für Österreich 2030 ein Reduktionsziel von Treibhausga semissionen 

festgeschrieben, dass zwar den momentanen (viel zu schwachen) EU-Zielen aber nicht den 

Paris-Zielen entspricht. Die von Österreich angestrebte Dekarbonisierung bis 2050 steht 

damit auf wackeligen Beinen und damit auch die Einhaltung der 2° -Grenze. Die 

Absichtserklärung von Paris, Maßnahmen zu setzen, die die Einhaltung der 1,5°-Grenze 

ermöglichen, scheint völlig aus dem Fokus verschwunden zu sein. Auch ist fraglich, wie die 

Dekarbonisierung zum ĂNulltarifñ, d. h. ohne zugesicherte Budgets und ohne Quantifizierung 

der Reduktionswirkung und des Finanzbedarfs, erfolgreich sein soll. Bereits der Entwurf der 

Klima - und Energiestrategie wurde in der WWF-Studie ĂSchwarzbuch Klimastrategieñ (Veigl 

2018) im Detail analysiert.  

Bis vor kurzem beschränkte sich die ĂEnergiestrategie ¥sterreichñ (BMWFJ & BMLFUW 

2010) auf einen Zielhorizont bis 2020. Die Bundesländer Österreichs haben für sich 

Energiestrategien entwickelt und publiziert, deren Zielhorizonte teilweise weiter in die 

Zukunft reichen. Der weitere W eg bis 2050 ist allerdings auch dort nur unscharf abgebildet 

und beschränkt sich häufig auf die Absicht, bis 2050 das eigene Bundesland mit 100 % 

erneuerbaren Energien versorgen zu können. Das geht grundsätzlich in die richtige Richtung,  

klammert aber den realen Austausch von Energie und Energieträgern zwischen den 

Bundesländern aus, wodurch die Gefahr der Übernutzung einzelner erneuerbarer 

Energiequellen weit über die ökologischen Grenzen hinaus besteht. Die vorliegende Arbeit 

zeigt dass die Bundesländer unterschiedliche Potentiale entwickeln und auch 

unterschiedliche Energiemengen für die Österreichweite naturverträgliche Energiewende 

bereitstellen können. Eine Bundeslandscharfe Abgrenzung der Energieversorgung ist weder 

möglich noch sinnvoll.  

Insbesondere der notwendige Schutz der Gewässerökosysteme und der österreichischen 

Flussjuwele werden dabei oftmals unterschätzt. Ökologisch intakte Fließgewässer und ein 

funktionierender Gewässerhaushalt erfüllen sehr viele und komplexe Aufgaben. Als 

Lebensadern unserer Landschaft reinigen sie durch biologische Prozesse das Wasser, führen 

Hochwässer ab, schaffen vielfältige Lebensräume (z. B. Auwälder), stehen in Austausch mit 

den Grundwasserkörpern und haben somit Einfluss auf die Trinkwasserqualität . 

Werden Flüsse von weitläufigen Auen begleitet, können sie enorme Wassermengen 

aufnehmen, speichern und verzögert wieder abgeben. So leisten Flusslandschaften einen 

wichtigen Beitrag zur Hochwasservorsorge. Wasserkraftnutzung geht meist Hand in Hand 

mit Regulierungen und Abschneiden von begleitenden Auen und Feuchtgebieten.  
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Auch für Freizeit und Erholung sind unsere Flüsse unverzichtbar. Über 3,7 Millionen 

Menschen leben in weniger als 2,5 Kilometer Entfernung von einem großen Fluss ï das sind 

43 % aller Österreicherinnen und Österreicher. Und trotzdem: Kein anderer Bereich ist im 

letzten Jahrhundert so vehement unter die Räder gekommen wie flussnahe Naturräume.  

Gerade die wasserwirtschaftlichen Nutzungen, die mit Querbauwerken die Durchlässigkeit 

von Fließgewässern unterbrechen oder eine relevante Menge an Wasser aus dem Fluss 

abzweigen, stellen massive Eingriffe in diese Ökosysteme dar. Sie verändern die 

Charakteristik und die Lebensräume in den Fließgewässern stark, unterbrechen die 

Durchgängigkeit für Fische, stören den Geschiebehaushalt und belasten oft die Ökologie mit 

künstlichen starken Wasserstandsschwankungen (Schwall und Sunk).  

Ein starker Rückgang an Biodiversität, wie sie an allen Fließgewässern seit Jahrzehnten zu 

verzeichnen ist ï nicht zuletzt wegen der hohen Wasserkraft-Nutzung ï führt nicht nur zu 

einem Verlust an ökologischen Lebensräumen, sondern bedeutet auch eine Gefährdung der 

lebenswichtigen Ressource Wasser in der Zukunft. 

Diese Fokussierung auf isolierte und einzel-technologische Betrachtungsweisen mit einem zu 

kurz gefassten Zeithorizont sowie das Hintanstellen des Einsparpotenziales kann dazu 

führen , dass erneuerbare Energiequellen übernutzt werden (z. B. Wasserkraft, teilweise auch 

Wälder) und die Erschließung bislang kaum genutzter Potenziale vernachlässigt wird (z. B. 

Geothermie, Photovoltaik). Es ist allgemein nachvollziehbar, dass ein Ausbau von bereits gut 

etablierten oder kurzfristig profitablen Energietechnologien und eine Begrenzung des 

Blickwinkels auf die eigene Region bzw. spezifische Märkte realpolitisch leichter Ăzu 

verkaufenñ ist. F¿r den Klimaschutz und in weiterer Folge f¿r eine gelungene Energiewende 

sind diese Einschränkungen allerdings nicht förderlich.  

Mit der  Studie ĂEnergie - und Klima zukunft Österreich ñ (Veigl 2017), welche im 

Auftrag von WWF, GLOBAL 2000 und Greenpeace erstellt wurde, existiert bereits ein 

Österreich-Szenario für die naturverträgliche Energiewende. Aufbringungsseitig wurde in 

dieser Studie bereits das naturverträgliche und nachhaltig nutzbare Energiepotenzial 

Österreichs erhoben. Auf Seiten des Energiebedarfs wurden das prognostizierte 

Bevölkerungs- und Wirtschaftswachstum berücksichtigt und realistische, sektorale 

Einsparungspfade abgebildet. Somit liegen fundierte Energieszenarien für 2030 und 2050 

für Österreich vor, die der vorliegenden Studie als Grundlage dienen. 

Das Wasserkraft-Ausbaupotenzial ist in Österreich nahezu erschöpft und nimmt in Energie -

szenarien für 2030 und 2050 auch nur eine untergeordnete Rolle ein. Zum Beispiel im 

ĂSzenario Erneuerbare Energie 2030 und 2050ñ des Umweltbundesamtes (Krutzler et al. 

2016) wird von einem Ausbau an erneuerbaren Energien von insgesamt 84 TWh (302 PJ) im 

Zeitraum von 2010 bis 2030 bzw. 2050 ausgegangen. Der Anteil der Wasserkraft beträgt 

hierbei 5 bzw. 8 % am gesamten Ausbau, wesentlich größere Anteile haben der Ausbau der 

Nutzung von Biomasse, Windkraft und Photovoltaik (in diesem Szenario).   
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Ob das im ĂSzenario Erneuerbare Energie 2030 und 2050ñ gegen¿ber anderen Studien 

großzügig bemessene Wasserkraftpotenzial nun gänzlich oder nur zur Hälfte realisiert wird, 

hat auf das energetische Gesamtergebnis lediglich eine geringe Auswirkung. Da sich damit 

für die zukünftige Energieversorgung nur noch die Frage stellt, ob der Wasserkraftausbau 

einen kleinen oder sehr kleinen Anteil am Ausbau aller erneuerbaren Energien hat, rücken 

ökologische Aspekte beim weiteren Wasserkraftausbau noch mehr in den Vordergrund.  

Gewässerökosysteme sind stark 
bedroht und müssen geschützt werden 

 

Die dramatische Bedrohung von Gewässerökosystemen lässt sich am Verlust der 

Lebensräume in den Flusslandschaften darstellen:  Bebaute Flächen wie Siedlungen und 

Infrastruktur sind im Flussraum seit 1870 um das Fünffache gewachsen. Die Fläche von 

Schotterinseln und naturnahen Uferzonen ist  dagegen um 71 % zurückgegangen, Auwälder 

sind um 10 % und landwirtschaftliche Flächen um 25  % geschrumpft. Besonders dramatisch 

ist der Rückgang von Feuchtwiesen, Mooren und Brachen um 82 % oder fast 600 km²  (WWF 

2017). 

Diesen europaweiten schlechten Zustand der Wasserressourcen haben auch die EU und alle 

Mitgliedsstaaten in den 1990er Jahren erkannt und im Jahr 2000 ist die 

Wasserrahmenrichtlinie zum langfristigen Schutz und für die Sanierung von Fließgewässern, 

Seen und Grundwasser in Kraft getreten. Zentrale Prinzipien sind ein 

Verschlechterungsverbot der Gewässerökologie durch Projekte und einem Sanierungsgebot 

für Gewässer, die nicht in gutem Zustand sind. 

In Österreich sind laut ĂNationaler Gewªsserbewirtschaftungsplan 2015ñ (BMLFUW 2017) 

nur mehr 15 % der Fließgewässer in sehr gutem ökologischen Zustand, 22 % in gutem 

ökologischen Zustand. 60 % der Fließgewässer müssen bis 2027 saniert werden, damit sie 

den guten Zustand wieder erreichen. Vor diesem Hintergrund wird die Bedeutung einer 

Gesamtsicht der Energiewende deutlich, es braucht Ansätze wie in der vorliegenden Studie, 

um die Energieziele zu erreichen und gleichzeitig den langfristigen Schutz der 

Wasserressourcen zu gewährleisten.  

Die Richtlinie forciert daher auch strategische Planungsinstrumente zum Schutz der 

Gewässer. Umgesetzt in das österreichische Wasserrecht sind das die Instrumente der 

Regionalprogramme zum Schutz von Fließgewässern (Bundesländerebene) und 

Wasserwirtschaftliche Planungsinstrumente (Bundesebene).  

Der WWF hat bereits im Jahr 2014 im ĂWWF -Ökomasterplan Stufe III ñ (WWF 2014) 

sämtliche Fließgewässer2 bzw. deren Teilstrecken Österreichs umfassend nach ökologischen 

Kriterien beurteilt  und damit dargelegt, welche Strecken aus gewässerökologischer Sicht vor 

                                                        
2 mit einem Einzugsgebiet Ó 10 kmĮ 
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weiteren Eingriffen  geschützt gehören. Weiters wurden über 100 geplante 

Wasserkraftwerksprojekte nach den folgenden energiewirts chaftlichen Kriterien beurteilt: 

deren allgemeine Wirtschaftlichkeit , ihr  potenzieller Beitrag zur Versorgungssicherheit und -

qualität sowie zum Kl imaschutz. 

Für den weiteren Wasserkraftausbau wurden jene Flussstrecken ausgeschlossen, die 

entweder bereits unter Schutz stehen oder nach ökologischen Kriterien besonderen Schutz 

bedürfen. Das daraus ableitbare und für eine Energiestrategie relevante Wasserkraft -Ausbau-

potenzial in ganz Österreich lässt sich mit rund 2,0 TWh (7 PJ) im Szenario ĂWWF-Energie-

wendeñ beziffern3. Diese detaillierte Aufbereitung des nachhaltigen und natur verträglichen 

Wasserkraft-Ausbaupotenzials floss bereits in die oben beschriebene ĂEnergie- und Klima -

zukunft Österreichsñ ein und soll in der vorliegenden Studie als Grundlage für die Ableitung 

der Energiepotenziale der Bundesländer dienen. 

Vor diesem Hintergrund läss t sich die Zielsetzung  der vorliegenden Studie ĂEnergiewende 

und Gewässerschutzñ wie folgt zusammenfassen: 

¶ Aufzeigen, dass eine naturverträgliche Energiewende in Österreich möglich ist, bei 

der gleichzeitig unsere Wasserressourcen langfristig gesichert werden, sowie die 

ökologisch wertvollsten Gewässerstrecken unter Schutz gestellt werden.  

¶ Detaillierung der Ergebnisse der ĂEnergie- und Klima zukunft Österreichñ (Veigl 2017) 

auf die Bundesländer Österreichs 

¶ unter Berücksichtigung der landesspezifischen Rahmenbedingungen und natur -

verträglicher Energiepotenziale sowie 

¶ eine Darstellung der jeweiligen Anteile der Bundesländer an der Aufbringung 

erneuerbarer Energie für eine österreichweite Energiewende 

¶ mit einem besonderen Fokus auf die Vermeidung der Übernutzung von erneuerbaren 

Primärenergiequellen und heimischer Naturschätze ï insbesondere bei der 

Wasserkraftnutzung durch 

¶ Aufzeigen der ökologisch schützenswerten Fließgewässerstrecken der Bundesländer. 

Damit hat die Studie auch zum Ziel, die österreichischen Bundesländer bei der Weiter-

entwicklung ihrer Energiestrategien zu unterstützen und die Vereinbarkeit mit der 

Unterschutzstellung ökologisch wertvoller  Gewässerstrecken darzulegen. 

Die vorliegende Studie ĂEnergiewende und  Gewässerschutz ñ versteht sich als Weiter-

entwicklung der  ĂEnergie - und Klima zukunft Österreich ñ (Veigl 2017) sowie des 

ĂWWF -Ökomasterplan Stufe III ñ (WWF 2014). 

  

                                                        
3 Stand: Mai 2014; vgl. WWF 2014, Seite 64ff 
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Mit der ĂEnergie- und Klimazukunft ¥sterreichñ (Veigl 2017) haben WWF, GLOBAL 2000 

und Greenpeace im Jahr 2017 ein umfassendes Szenario zur Halbierung des Energiebedarfs 

und zur Versorgung Österreichs mit 100 % erneuerbarer Energie bis 2050 vorgestellt. Die 

nun zusätzlich vorliegende Studie zieht diese Ergebnisse heran und rechnet sowohl die 

künftige Energienachfrage als auch das ausbaufähige Potenzial erneuerbarer Energien 

anhand von klaren Kriterien den jeweiligen Bundesländern Österreichs zu. Dadurch 

entstehen natur verträgliche und aufeinander abgestimmte Energieentwicklungspfade für alle 

neun Bundesländer, die ein sinnvolles, gesamtösterreichisches Konzept ergeben. 

 

¶ Bei der Berechnung des zukünftigen Energiebedarfs wurden die spezifischen 

Rahmenbedingungen (Bevölkerungsentwicklung, Industriestruktur, Gebäude -

struktur, Mobilitätsentwicklung usw.) jedes Bundeslandes berücksichtigt, wodurch 

erstmalig ein realistischer und nachvollziehbarer Abgleich zwischen nationalen 

Zielwerten und jenen der Bundesländer erfolgt ist. 

¶ Für die Abschätzung der Energieaufbringung stand eine bilanzielle Selbstversorgung 

Österreichs 2050 im Mittelpunkt, d.  h., dass im Jahresverlauf so viel erneuerbare 

Energie erzeugt wird, wie verbraucht wird ï einen unterjährige n Austausch gibt es 

natürlich. Wir gehen also NICHT davon aus, dass jedes einzelne Bundesland seinen 

gesamten Energieverbrauch selbst bereitstellen muss, sondern schlagen vor, dass 

erneuerbare Energiequellen in Österreich dort genutzt werden, wo das natur-

verträglich und gemäß den gegebenen Potenzialen am sinnvollsten möglich ist. Die 

Studie liefert somit einen durchgängigen Plan dafür, wie die Energiewende in 

Österreich in und mit den Bundesländern umgesetzt werden kann. 

¶ Da der ĂWWF-Ökomasterplan Stufe IIIñ (WWF 2014) die Grundlage f¿r die 

Ermittlung des jeweils nutzbaren Wasserkraft -Ausbaupotenzials der Bundesländer 

war, sind der Gewässerschutz und damit die notwendigen ökologischen Grenzen des 

Wasserkraft-Ausbaus und auch die energiewirtschaftliche Sinnhaftigkeit der 

vorliegenden Wasserkraftprojekte in vollem Umfang berücksichtigt.  

 

Die vorliegende Berechnung des zukünftigen Energiebedarfs zeigt einen starken Rückgang 

im Vergleich zum derzeitigen Bedarf, der zu einer Angleichung der Bundesländer in ihren 
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Klimaschutz- und Energieeffizienz-Erfolgen bis 2050 führt. Durch die angenommene 

flächendeckende Anwendung des Passivhaus-Standards im Neubau sowie einer 

energetischen Sanierung des Gesamtbestandes (bis auf einzelne schutzwürdige Gebäude), 

den 50 %igen Umstieg auf öffentliche Verkehrsmittel sowie den zukünftig emissionsfreien 

Kfz-Antrieben werden bestehende Unterschiede in der Siedlungsstruktur teilweise 

kompensiert, weshalb sich der Pro-Kopf-Energiebedarf bis zu einem gewissen Grad 

annähert. Wien verbleibt aufgrund seiner besonderen Struktur das mit Abstand effizienteste 

Bundesland, die weiteren Bundesländer können aber trotz geringerer Bevölkerungsdichte 

und ihrer flächenbezogen weitläufigeren Raumnutzung deutlich aufschlie ßen. 

 

 

Abbildung 1: Entwicklung des spezifischen (Gesamt-)Endenergiebedarfs der Bundesländer  bezogen auf die 
Bevölkerungszahl (Quellen: Statistik Austria 201 5a & 2017a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen) 
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In absoluten Zahlen betrachtet und aufgeteilt auf die einzelnen Sektoren (Haushalte, 

Verkehr, Dienstleistungen, Produktion und Landwirtschaft) zeigen sich die strukturellen 

Schwerpunkte der Bundesländer. Während zum Beispiel Niederösterreich relativ 

Ăverkehrsintensivñ ist, fªllt in der Steiermark ein großer Anteil des Energiebedarfs auf den 

produzierenden Sektor. Diese spezifischen Rahmenbedingungen, die sich durch die 

Siedlungs- und Wirtschaftsstrukturen der einzelnen Bundesländer ergeben, werden auch 

zukünftig vorhanden sein . Das heißt, dass Gewerbe- und Industriebetriebe in den 

Bundesländern erhalten bleiben, in der Raumplanung werden Schwerpunkte in der 

Ortskern(wieder)belebung und der effizienten Nutzung von Infrastruktureinrichtungen 

gesetzt. Auch bei öffentlichen und privaten Dienstleistungen erfolgt keine (Ab-)Wanderung. 

Der Bevölkerungszuwachs wird vor allem in den Ballungszentren der Bundesländer 

geschehen, wodurch der Anteil an großvolumigen Wohngebäuden gegenüber Ein- und 

Zweifamilienhäusern zunimmt. Diese Verdichtun g führt auch dazu, dass öffentliche 

Verkehrsmittel intensiver genutzt werden und kostengünstiger betrieben werden können.  

 

  

Abbildung 2: Sektoraler Endenergiebedarf der Bundesländer 2015, 2030 & 2050  
(Quellen: Statistik Austria 2017a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen) 

 

Die Energieaufbringung (Bruttoinlandsverbrauch in der Abbildung unten) ist 2050 auf die 

neun Bundesländer gemäß deren Möglichkeiten und Gegebenheiten aufgeteilt. Wie z. B. auch 

in der Lebensmittelproduktion oder bei der Gewinnung von Industrierohstoffen steuert jedes 

Bundesland seinen Beitrag angepasst an die eigenen Rahmenbedingungen bei. Die Energie-

aufbringung erfolgt unabhängig von Bundesländergrenzen ï ist jedoch sehr wohl durch 

ökologische und technische Grenzen limitiert. Nicht die einzelnen Bundesländer für sich, 

sondern Österreich als Ganzes kann sich in der Jahresbilanz 2050 vollständig auf Basis 

erneuerbarer Energien selbst versorgen. 
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Der Bruttoinlandsverbrauch ents pricht der eigenen Energieproduktion korrigiert um 

Importe und Exporte. Abzüglich des Eigenbedarfs der Energiewirtschaft, der gegebenen 

Umwandlungs- und Transportverluste sowie dem nicht -energetischen Verbrauch ergibt sich 

daraus ï vereinfacht betrachtet ï der Endenergiebedarf. 2015 wurden in Österreich 381 TWh 

(1.373 PJ) an ĂRohenergieñ (Bruttoinlandsverbrauch) bereitgestellt, um den Endenergie-

bedarf von 302 TWh (1.087 PJ) abdecken zu können, welcher bis 2050 auf 169 TWh (607 PJ) 

sinkt. Für eine Energieversorgung mit 100  % erneuerbaren Energien müssen dafür 246 TWh 

(885 PJ) an ĂRohenergieñ aufgebracht werden. 

 

  

Abbildung 3: Gegenüberstellung des Bruttoinlandsverbrauchs (BIV) und des Endenergiebedarfs (EEB) 2015, 
2030 & 2050 (Quellen: Statistik Austria 2017a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen) 

 

Die Energieversorgung Österreichs kann 2050 vollständig im Inland und durch erneuerbare 

Primärenergiequellen erfolgen. 
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Abbildung 4: Primärenergiequellen d es Bruttoinlandsverbrauchs in Österreich im zeitlichen Verlauf bis 2050  
(Quellen: Statistik Austria 2017 a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen) 

 

Biomasse  nimmt dabei den größten Anteil mit 78. 836 GWh (283.810 TJ) ein, welche vor 

allem in Niederösterreich, d er Steiermark und in Oberösterreich bereitgestellt wird. Die 

Nutzung von land- und forstwirtschaftlicher Biomasse sowie von biogenen Reststoffen 

steigert sich somit von 2015 bis 2050 um 18 %. 

Die Wasserkraft  behält ihren hohen Stellenwert in der Energieversorgung Österreichs, 

ohne dass ein starker Ausbau erfolgt. Bereits ab 2030 werden 43.000 GWh (154.800 TJ) 

Wasserkraft genutzt (plus 5 % gegenüber dem Jahr 20144) ï bis 2050 erfolgt kein weiterer 

Ausbau. Der Ausbau bis 2030 wird vor allem in den Bundesländern Tirol und Salzburg 

erfolgen. 

Die Photovoltaik  wird bis 2050 auf 32.700 GWh (117.720 TJ) ausgebaut, wobei in allen 

Bundesländern Dach- und Fassadenflächen für die Stromgewinnung um- bzw. aufgerüstet 

werden und somit ein massiver Solarstromausbau in ganz Österreich geschieht ï plus 

3.390 % gegenüber der jetzigen Nutzung (2015). 

Auch die Solarthermie  kann bis 2050 einen ambitionierten Ausbau auf den Dach- und 

Fassadenflächen in allen Bundesländern verzeichnen, sodass in Österreich 23.200 GWh 

(83.520 TJ) genutzt werden (plus 980 % ggü. 2015). 

Die vermehrte Nutzung von Wärmepumpen  zeigt aufgrund der begrenzten Transport-

möglichkeiten von Niedertemperaturwärme ein sehr ähnliches Bild der Verteilung auf die 

                                                        
4 Um mit den Ergebnissen des ĂWWF-¥komasterplan Stufe IIIñ (WWF 2014) konsistent zu sein und das jährlich 

mitunter stark schwankende Wasserdargebot zu berücksichtigen, wird beim Wasserkraft-Ausbau das Bezugsjahr 

2014 herangezogen. Die deutlichen Schwankungen im Wasserdargebot sind in Abbildung 4 im Zeitraum 2010 bis 

2015 gut zu erkennen. 
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Bundesländer wie die Solarthermie. 2050 werden insgesamt 15.629 GWh (56.264 TJ) Wärme 

mittels Wärmepumpen bereitgestellt (plus 665  % ggü. 2015). 

Die Windkraft  steuert ebenso einen wichtigen Beitrag zur erneuerbaren Energieversorgung 

Österreichs 2050 bei. Bereits ab 2030 werden insgesamt 12.000 GWh (43.200 TJ) an 

Windstrom verfügbar sein, ab 2050 sogar 20.000 GWh (72.000 TJ) ï eine Steigerung um 

313 % gegen¿ber der heutigen Nutzung (2015). Das Ăwindreicheñ Niederºsterreich wird dabei 

den größten Anteil der Windkraftanlagen installiert haben. Hinsichtl ich des zusätzlichen 

Ausbaus folgen Oberösterreich und das Burgenland. 

Die derzeit für die Stromgewinnung praktisch nicht genutzte tiefe Geothermie  hat ihre 

Nutzungspotenziale vor allem in Oberösterreich und Niederösterreich. Weitere wesentliche 

Potenziale werden in der Steiermark, im Burgenland und in Salzburg erschlossen. Damit 

werden 2050 im gesamten Bundesgebiet 7.700 GWh (27.720 TJ) Geothermie-Strom erzeugt 

(plus 3.053 % ggü. 2015), wobei der Ausbau ab 2030 erfolgt. 

Fossile Energieträger  werden 2050 energetisch gar nicht genutzt ï rund 15 % des 

derzeitigen (2015) Erdölverbrauchs verbleiben in diesem Energieszenario für die nicht-

energetische Verwendung in der chemischen und pharmazeutischen Industrie (21.100 GWh 

bzw. 75.960 TJ). Der Verbrauch an Erdgas und Kohle sinkt bis 2050 auf null. Bis 2030 sinkt 

der gesamte Verbrauch an fossilen Energieträgern auf 107.000 GWh (385.200 TJ), das heißt 

minus 67 % Erdgas, minus 59 % Erdöl und minus 42 % Kohle bis 2030. 

 

  

Abbildung 5: Brutt oinlandsverbrauch der Bundesländer nach Primärenergiequellen ohne fossile Energien 2015, 
2030 & 2050 (Quellen: Statistik Austria 2017a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen)  
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Für 2050 ergibt sich ein Mix in der Energieaufbringung (exklusive fossiler Energieträger für 

die nicht -energetische Verwendung) von: 

¶ 19 % Wasserkraft 

¶ 9 % Windkraft  

¶ 15 % Photovoltaik 

¶ 35 % Biomasse (inkl. biogener Reststoffe) 

¶ 10 % Solarthermie 

¶ 7 % Wärmepumpe 

¶ 3 % Tiefe Geothermie 

¶ 2 % Brennbare Abfälle (ohne biogene Reststoffe) 

In der vorliegenden Studie ĂEnergiewende & Gewªsserschutzñ wurden die resultierenden 

Treibhausgasemissionen auf Länderebene nicht eigens betrachtet, diese finden sich im Detail 

auf Bundesebene in der ĂEnergie- und Klimazukunft ¥sterreichñ (Veigl 2017). 

 

Ein Vergleich unterschiedlichster Szenarien, die das Energiesystem Österreichs 2050 

abbilden, zeigt, dass keine dieser Studien einen massiven Ausbau der Wasserkraft in Betracht 

zieht.  
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Für eine erfolgreiche Energiewende in Österreich hin zu einer Energieversorgung aus 100 % 

erneuerbaren Energien braucht es eine deutliche Reduktion des Energiebedarfs und einen 

ausgewogenen Mix an unterschiedlichen Energiequellen. Die Wasserkraft ist hierfür in 

Österreich bereits weitestgehend ausgebaut und hat ihre naturverträgliche Obergrenze 

praktisch erreicht. Der weitere Ausbau an erneuerbaren Energien in der Energieaufbringung 

erfolgt durch die Erschließung anderer Primärenergiequellen wie etwa Biomasse, Photo-

voltaik oder Windkraft. Da s heißt, dass ein forcierter Wasserkraftausbau in Österreich weder 

durch Argumente zur Erreichung der Energiewende noch als essenzieller Beitrag Österreichs 

zum Klimaschutz dargestellt werden kann. 

 

 

Abbildung 6: Gegenüberstellung von sechs 2050-Szenarien mit der derzeitigen Wasserkraftnutzung in 
Österreich (Quellen: Statistik Austria 2017 b und in der Abbildung angegeben)  

Die Wasserkraftnutzung ist in Österreich aus ökologischer und energiewirtschaftlicher Sicht 

auf 43.000 GWh (154.800 TJ) begrenzt. Derzeit (Stand 2014) sind davon bereits 41.010 GWh 

(147.635 TJ) ausgebaut. Um eine Übernutzung der lebenswichtigen Ressource Wasser und 

die Verschlechterung oder gar Zerstörung von zentralen Ökosystemen zu vermeiden, braucht 

es eine strenge Unterschutzstellung ökologisch wichtiger Fließgewässer. 

Im ĂWWF-¥komasterplan Stufe IIIñ (WWF 2014) wurden die FlieÇgewªsser ¥sterreichs 

nach ökologischen und energiewirtschaftlichen Kriterien bewertet, daraus Szenarien für den 

noch möglichen Wasserkraft -Ausbau abgeleitet und Handlungsempfehlungen formuliert.  

Für die ökologischen Bewertungen wurden insgesamt 50 Einzelkriterien in Betracht gezogen, 

diese auf Redundanz und eine flächendeckende Datenverfügbarkeit überprüft und im Zuge 

dessen auf 39 Bewertungskriterien reduziert. Die erarbeiteten Bewertungskriterien basieren 
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vorwiegend auf dem Österreichischen Wasserkatalog5, welcher um die Erkenntnisse aus dem 

ĂWWF-¥komasterplan Stufe IIñ (WWF 2010) ergªnzt wurden. 

Die detaillierte Untersuchung der österreichischen Fließgewässer und die Ergebnisse der 

umfassenden Bewertung wurden auch (geo)grafisch aufbereitet, um einen Überblick über die 

resultierenden Ausschlussstrecken zu bieten. 

 

                                                        
5 ĂÖsterreichischer Wasserkatalog, Wasser schützen ï Wasser nutzen. Kriterien zur Beurteilung einer 

nachhaltigen Wasserkraftnutzung (BMLFUW -UW.4.1.2/000 4-I/4/2012) ñ 
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Abbildung 7: Ausschlussgebiete an österreichischen Fließgewässern (Quelle: WWF 2014) 
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Für das Gelingen der Energiewende braucht es eine ambitionierte und wirkungsorientierte 

Energie- und Klima -Gesamtstrategie, die in abgestimmte und sachlich begründbare 

Teilstrategien der Bundesländer mündet. Weder der Bund noch die einzelnen Länder können 

die Energiewende im Alleingang erfolgreich umsetzen. Die Ziele des Pariser Klimaschutz-

abkommens und damit die Begrenzung auf 1,5° Erwärmung müssen dabei in den Mittelpunkt 

rücken. Für die dafür nötige Reduktion der Treibhausgas-Emissionen um 50% bis 203 und 

90% bis 2050 braucht es zwei grundlegende, konkrete Ziele: 

1.) Der Endenergiebedarf in Österreich muss bis 2030 um 30 % und bis 2050 um 50 % 

sinken. Ohne ambitionierte p olitische Maßnahmen für dieses Ziel kann eine 

Energiewende nicht gelingen. Dazu müssen vor allem in den Bereichen Verkehr und 

Gebäudesanierung tiefgreifende Veränderungen erfolgen, aber auch Geräte und 

industrielle Anlagen auf höchste Energiesparstandards modernisiert werden.é 

 

2.) Der Anteil an erneuerbaren Energien am gesamten Endenergieverbrauch Österreichs 

muss bis 2030 auf 60 % und bis 2050 auf 100 % steigen. Da die dafür genutzten 

Ökosysteme auch zahlreiche andere wichtige Funktionen erfüllen ï nicht zuletzt für 

die Resilienz im Zuge der Klimaanpassung ï muss dies auf eine naturverträgliche 

Weise geschehen.  

 

3.) Klimaschutz als auch Natur- und Gewässerschutz dürfen nicht länger getrennt von 

der Energiepolitik betrieben werden. Auch die Abstimmung mit weiteren  Bereichen 

muss stärker einbezogen werden, z. B. Artenschutz, Wirtschaftspolitik, Land- und 

Forstwirtschaft und Verkehrsmasterpläne. Hierbei ist auf die gleichzeitige Erreichung 

verschiedener Verpflichtungen aus EU-Vorgaben zu achten, etwa Energie- und 

Kli maziele und Erfordernisse aus der Wasserrahmenrichtlinie, der Fauna-Flora-

Habitat -Richtlinie sowie der Vogelschutzrichtlinie.  

Klimaschutz darf nicht als Vorwand für kurzfristige Einzelinteressen von 

Unternehmen und AkteurInnen gegen den Naturschutz verwendet werden. 
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Der WWF sieht folgende Handlungsempfehlungen für (politische) EntscheidungsträgerInnen 

im Mittelpunkt der Aktivitäten hin zu einer natur - und klimaverträglichen Energiezukunft 

Österreichs:  

 

- Es braucht eine strategische Planung für den Ausbau aller Erneuerbaren Energien ï 

eine Energieerzeugungsplanung  - auf Bundesebene, so wie sie in dieser Studie 

vor allem für die Wasserkraft angewendet wurde. Die Planung auf Bundesebene 

berücksichtigt dabei die unterschiedlichen Ausbaupotenziale und Gewässerschutz- / 

Naturschutzpotenziale der Bundesländer. Diese strategischen Planungen werden von 

den Bundesländern in deren Energieplänen implementiert und umgesetzt.  

 

- Für die strategische Planung bezüglich des Gewässerschutzes braucht es die 

Unterschutzstellu ng von ökologisch wichtigen Gewässern , um die Ziele des 

Gewässerschutzes zu erreichen und unsere Wasserressourcen langfristig zu sichern. 

Die Instrumente  im Wasserrecht dafür sind Regionalprogramme zum Schutz von 

Fließgewässern (Bundeslandebene) sowie Wasserwirtschaftliche Rahmenpläne 

(Bundesebene). In einer strategischen Umweltprüfung (SUP) kann eine umfassende 

fachliche Bewertung sowie die Einbindung von NGOs und Bürgern sichergestellt 

werden. Der Schutz von Fließgewässern verhindert auch eine missbräuchliche 

Instrumentalisierung des Klimaschutzes oder der Energiewende. 

 

- Der Ausbau der Photovoltaik, Biomasse- und Windenergie-Nutzung sind wesentliche 

Bausteine einer ambitionierten Klimaschutz - und Energiestrategie. Einheitliche 

umweltgerechte Regeln , die insbesondere Natur- und Artenschutzinteressen 

berücksichtigen, sind wichtige Eckpfeiler, um etwaige negative Folgen zu vermeiden. 

 

- Es braucht Naturschutzkriterien für die Förderungen des Ausbaues von 

erneuerbaren Energien : Förderungen müssen an Kriterien fü r den 

Naturverbrauch geknüpft werden. Die Reihung der Projekte und die Höhe der 

Förderung müssen an ein Maß für die Beeinträchtigung von Ökosystemen im 

Verhältnis zur generierten Leistung gekoppelt werden. Nur so kann garantiert 

werden, dass die Fördermittel am effizientesten eingesetzt werden, ohne für Ziele des 

Gewässer- und Naturschutzes kontraproduktiv zu wirken. Priorität bei den 

Förderungen sollen Modernisierungen bestehender Anlagen haben. 
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Die Grundlage für die vorliegende Studie ist die Studie ĂEnergie- und Klima zukunft 

Österreichñ (Veigl 2017), welche u.a. auf Ergebnissen aus der ĂEnergieautarkie für Österreich 

2050ñ (Streicher et al. 2010), ĂEnergie [R]evolution Österreich 2050 ñ (Bliem et al. 2011) und 

ĂZukunftsfähige Energieversorgung für Österreichñ (Christian et al. 2011) beruht. Sämtliche 

Annahmen und Ergebnisse der Energiezukunft 6 wurden auch für die vorliegende Studie 

übernommen. Soweit es für die Detaillierung der Modellierung notwendig war, wurden 

statistische Daten auf Bundesländerebene und weitere Studien wie z.B. ĂREGIO Energyñ 

(Stanzer et al. 2010) oder die ĂBundesländer Luftschadstoff-Inventur 1990 -2013ñ (Anderl et 

al. 2015) hinzugezogen. 

Für die detaillierte Abbildung des Wasserkraft -Ausbaupotenzials wurden die Ergebnisse des 

ĂWWF-Ökomasterplan Stufe IIIñ (WWF 2014) verwendet und somit die ökologischen und 

energiewirtschaftlichen Bewertungen des darin enthaltenen Szenarios ĂWWF-Energiewendeñ 

übernommen. Die insgesamt 39 ökologischen Bewertungskriterien basieren vorwiegend auf 

dem Österreichischen Wasserkatalog7, welcher um die Erkenntnisse aus dem ĂWWF-

Ökomasterplan Stufe IIñ (WWF 2010) erweitert  wurden. Als Ergänzung zur ökologischen 

Bewertung wurde in Anlehnung an jene des Wasserkataloges eine energiewirtschaftliche 

Bewertung von mehr als 100 geplanten Wasserkraftprojekten (Datenstand: 2014) anhand der 

Kriterien Wirtschaftlichkeit, Versorgungssicherheit, Versorgungsqualität und Klimaschutz 

für alle im WWF-Ökomasterplan8 berücksichtigten Kraftwerksvorhaben d urchgeführt. Die 

detaillierten Ergebnisse ermöglichten eine direkte Übernahme des Szenarios ĂWWF-

Energiewendeñ für die vorliegende Studie. 

 

Analog zur ĂEnergie- und Klima zukunft Österreichñ (Veigl 2017) wurde der Endenergie-

bedarf für die Sektoren Landwirtschaft, Produktion, Dienstleistungen, Verkehr und 

Haushalte unterschieden, wobei als Sub-Sektor der Kraftstoffexport im Fahrzeugtank 

(Tanktourismus) berücksichtigt wurde. Sämtliche Annahmen der Energiezukunft wurden 

übernommen und  soweit als möglich auch im Mengengerüst für die Bundesländer im Detail 

berücksichtigt. In einem ersten Schritt wurden Bundesländer -Endenergiebilanzen für 2030 

                                                        
6 Zugunsten einer besseren Lesbarkeit wird im Folgenden die Studie ĂEnergie- und Klima zukunft Österreichñ 

(Veigl 2017) mitunter vereinfacht als Energiezukunft bezeichnet.  

7 ĂÖsterreichischer Wasserkatalog, Wasser schützen ï Wasser nutzen. Kriterien zur Beurteilung einer 

nachhaltigen Wasserkraftnutzung (BMLFUW -UW.4.1.2/0004 -I/4/2012) ñ 

8 Analog zur Energiezukunft werden auch Bezüge auf den ĂWWF-Ökomasterplan Stufe IIIñ (WWF 2014) verkürzt 

als WWF-Ökomasterplan verwendet. 
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und 2050 erstellt, die Summenwerte mit den Ergebnissen der Energiezukunft Österreich 

abgeglichen und in weiterer Folge für die Jahre 2020 und 2025 präzisiert.  

Der Endenergiebedarf des landwirtschaftlichen Sektors  wurde analog des derzeitigen 

(Daten 2015) sektoralen energetischen Endverbrauchs der Gesamtenergiebilanzen der 

einzelnen Bundesländer (Statistik Austria 2017a) für die Jahre 2030 und 2050 aufgeteilt und 

auf die Zielwerte der Energiezukunft angeglichen. Für 2050 wird unterstellt, dass durch eine 

Ernährungsumstellung und Reduktion von Lebensmittelabfällen landwirtschaftliche Flächen 

für die Fut termittel - und Energieproduktion frei werden, wodurch der Import und Export 

von Agrarprodukten minimiert werden und Österreich sich trotz Bevölkerungs wachstum 

(Statistik Austria 2016 a) mit Lebens- und Futtermitteln sowie Energiepflanzen(resten) 

versorgen kann. 

Der Endenergiebedarf im Produktionssektor  wurde analog der Annahmen der Energie-

zukunft ausgehend von den derzeitigen Industriestrukturen der Bund esländer (Statistik 

Austria 2017a) übertragen. Der Abgleich mit den Zielvorgaben der Energiezukunft 

inklu dierte das unterstellte Wirtschaftswachstum in die Bundesländerergebnisse, wodurch 

das Bruttoregionalprodukt (Statistik Austria 2015b) bis 2030 um 0,6 % p.a. und 2030 bis 

2050 um 0,3 % p.a. wächst. Der Produktionszuwachs in der Rohstahlproduktion erfolgt i m 

Lichtbogenofen, die derzeit produzierten Mengen verbleiben bis 2030 im Hochofenprozess. 

Bis 2050 setzen sich Lichtbogenöfen und die Wasserstoff-Direktreduktion vollständig durch. 

Die zeitliche Umsetzung und damit die Wirksamkeit von Effizienzmaßnahmen i m 

Produktionssektor wurden um die Ergebnisse der Industrieszenarien im Hinblick auf die 

Klimaziele 2030 und 2050 (Krutzler et al. 2015 a) ergänzt. 

Im Dienstleistungssektor  wurde bereits in der Energiezukunft ein Wachstum von 1,2 % 

p.a. bis 2030 und 2030 bis 2050 um 0,6 % berücksichtigt . Reduktionen des Endenergie-

bedarfs werden v.a. durch thermisch -energetisch optimierte Gebäude realisiert. Für die 

vorliegende Studie wurde angenommen, dass sich ab 2030 die Energieintensität (bezogen 

auf die jeweilige Wertschöpfung) des Dienstleistungssektors für alle Bundesländer außer 

Wien angleicht ï Wien verbleibt absolut betrachtet mit dem mit Abstand geringsten 

Energieaufwand pro Wertschöpfung, die anderen Bundesländer können aber relativ 

aufschließen. 

Die Annahmen im Verkehrssektor  decken sich mit jenen der Energiezukunft, wobei für 

2020 ein Zuwachs des Landverkehrs angenommen wird, der die Einsparungen durch einen 

teilweisen Wegfall des Tanktourismus in etwa ausgleicht. Ab 2030 erfolgt kein Tank-

tourismus mehr aufgrun d des Wegfalls von steuerlichen Anreizen. Durch Änderungen im 

Modal Split (Personen- wie Güterverkehr) verdoppelt sich der Strombedarf für den Schienen-

verkehr in etwa. Für den Straßenverkehr (ohne Tanktourismus) wurde bis 2020 ein Zuwachs 

des energetischen Endverbrauchs von rd. 2 % unterstellt . Bis 2050 reduziert sich dieser 

Energiebedarf allerdings auf ein Viertel, wobei ab 2030 eine Annäherung des spezifischen 

Energiebedarfs pro Kopf der Bundesländer (außer Wien) erfolgt. Wie im Dienstleistungs -

sektor verbleibt Wien als das energieeffizienteste Bundesland pro Kopf, die anderen 
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Bundesländer können aber durch effizientere Fahrzeuge und einen Ausbau an öffentlichen 

Verkehrsmitteln deutlich aufholen.  

Um eine bessere Vergleichbarkeit der Bundesländer untereinander zu gewährleisten und 

auch um die ĂBundeskompetenz Tanktourismusñ in den Lªnderenergiebilanzen eigens 

ausweisen zu kºnnen, wurde anhand des ĂSecond Estimateñ der ĂBundesländer Luft -

schadstoff-Inventurñ (Anderl et al. 2015) der Kraftstoffexport in Fahrz eugtanks  

(Tanktourismus) abgeschätzt und in allen Betrachtungen gesondert behandelt. Für die in der 

gegenständlichen Studie erstellten Energiebilanzen wurde ein schrittweiser Rückgang des 

Tanktourismus unterstellt, der mit 2030 vollständig zum Erliegen kom mt.  

Im Sektor der privaten Haushalte  wurde (analog der Energiezukunft) unterstellt, dass die 

Wohnnutzfläche pro Kopf konstant gehalten wird und somit ein Zuwachs lediglich im 

Ausmaß des Bevölkerungswachstums erfolgt. Bis 2050 reduziert sich der Endenergiebedarf 

auf ungefähr die Hälfte des heutigen Niveaus, wobei auch hier Wien einen Effizienzvorsprung 

gegenüber den anderen Bundesländern halten kann und diese sich untereinander angleichen.  

 

Während der Endenergiebedarf sehr klar und allgemein verständlich definiert ist, braucht es 

für die Abdeckung von eben diesem eine deutlichere Begriffsbestimmung, um 

Verwechslungen und Fehlinterpretationen zu vermeiden. Der Vollständigkeit halber werden 

im Folgenden aber alle in der vorliegenden Studie verwendeten Energiebegriffe und die 

dazugehörigen Betrachtungs- bzw. Systemgrenzen näher beschrieben. 

Unter dem Endenergiebedarf  wird unabhängig von der tatsächlichen Energieform und 

dem Ursprung der Primärenergiequelle jener Energiebedarf verstanden, der zur Erfüllung 

des jeweiligen Nutzens bzw. der Energiedienstleistung am Anwendungsort benötigt wird. Der 

Energieaufwand für die Erschließung der Energiequelle, etwaige Umwandlungsverluste und 

der benötigte Transportaufwand bzw. Verluste im Zuge des Energietransportes sind damit 

nicht im Endenergiebedarf inbegriffen. Im Hinblick auf bestehende Daten der Statistik 

Austria ist der Endenergiebedarf mit dem energetischen Endverbrauch gleichzusetzen. 

Um ein vollständiges Bild von einem Energiesystem abbilden zu können, wird dem Energie-

bedarf ein Energieverbrauch in der Aufbringung bzw. Bereitstellung gegenübergestellt. 

Dieser Verbrauch deckt auch Verluste und Aufwände im Rahmen der Erschließung, 

möglicherweise mehreren Umwandlungsschritten und dem Transport ab, j edoch ist die 

exakte Systemgrenze in dieser Prozess- bzw. Umwandlungskette allgemein nicht eindeutig 

festgelegt. Dieser Umstand kann zu Fehlinterpretationen der Ergebnisse führen. 

Häufig wird der Begriff des Primärenergieverbrauchs verwendet. Streng genommen versteht 

man unter Primärenergie allerdings jene Energie, wie sie ursprünglich vorkommt, sprich vor 

der ersten Umwandlung bzw. dem ersten Aufwand zu deren Erschließung. Der Baumbestand 

in einem Wald oder die Windverhältnisse in einer bestimmten Höhe sin d für sich schwer 
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interpretierbar, da sie keine Rückschlüsse darauf zulassen, wie viel von diesem Potenzial 

tatsächlich nutzbar sind ï aufgrund von technologischen, ökologischen, wirtschaftlichen oder 

gesellschaftlichen Rahmenbedingungen und Änderungen. Deswegen wird zumeist auf eine 

sekundärenergetische Betrachtung mit momentanen oder einfach ableitbaren Rahmen-

bedingungen zurückgegriffen. 

Um mit bestehenden statistischen Daten konsistent und kompatibel zu sein, wird für die 

gegenständliche Studie der Sekundärenergieverbrauch im Sinne des Bruttoinlands -

verbrauchs  verwendet. Somit sind in die Betrachtungen der nicht -energetische Verbrauch, 

Transportverluste, der Eigenverbrauch des Energiesektors und Umwandlungsverluste 

inkludiert. Zu betonen ist, dass aufgrund der Grundannahmen der Studie ï energetische 

Selbstversorgung Österreichs bis 2050 sowie Minimierung von energierelevanten Importen 

und Exporten auf ein vernachlässigbares bzw. ausgeglichenes Niveau ï der Bruttoinlands -

verbrauch sich der inländischen Rohenergieproduktion angleicht.  

 

Für die Abdeckung des Endenergiebedarfs wurde der resultierende Bruttoinlandsverbrauch  

anhand des derzeitigen und den verfügbaren Primärenergiepotenzialen auf die Bundesländer 

aufgeteilt. Als Startpunkt wurde der jeweilige Bruttoinlandsverbrauch 2015 (Statistik Austria 

2017a) übernommen. Der Ausbau an erneuerbaren Energien und der Rückgang der fossilen 

Energien erfolgte analog dem Zielpfad der ĂEnergie- Klima zukunft Österreichñ (Veigl 2017). 

Der detail lierte Umbau der Sekundärenergiebereitstellung wurde an das jeweilige Primär-

energieangebot der Bundesländer angepasst ï in der Form, dass Energie über Bundesländer-

grenzen hinweg ausgetauscht werden kann und somit die Primärenergiequellen optimal 

genutzt werden. Dadurch wurden regionale Übernutzungen von erneuerbaren Energien 

vermieden und der stete Energieaustausch des realen Energiesystems besser abgebildet 

(wenngleich der Austausch mit Nachbarstaaten vernachlässigt wurde). 

Die Zuordnung des Bereitstellungspotenzials der Wasserkraft  konnte sehr detailliert 

anhand der Ergebnisse des ĂWWF-Ökomasterplan Stufe III ñ (WWF 2014) durchgeführt 

werden. Somit wurde der gegenwärtige und zukünftig notwendige Gewässerschutz 

berücksichtigt sowie als nicht rentabel und energiewirtschaftlich als nicht relevant 

eingestufte Vorhaben ausgeschlossen. 

Die Nutzung der Windkraft  wurde geographisch analog der Ergebnisse der Projekte 

ĂREGIO Energyñ (Stanzer et al. 2010) und ĂWindatlasñ (Krenn et al. 2011) verortet. Dabei 

wurden ökologische, wirtschaftliche und technische Restriktionen berücksichtigt. 

Einschränkungen, die sich aufgrund von Akzeptanz-Faktoren (NIMBY -Effekte9) ergeben, 

wurden nicht berücksichtigt.  

                                                        
9 Not In My BackYard ï Grundsätzliche Zustimmung zu z.B. einer Energietechnologie, jedoch Ablehnung sobald 

diese im eigenen, unmittelbaren Umfeld wahrnehmbar wird.  
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Die Photovoltaik  und die Solarthermie  wurden vorwiegend nach den ĂREGIO Energyñ 

Ergebnissen (Stanzer et al. 2010) auf die einzelnen Bundesländer verteilt. Korrekturen 

erfolgten aufgrund der Siedlungsdichten der Bundesländer bezüglich der thermischen 

Nutzung. Grundsätzlich wurde von einer gebäudeintegrierten Anwendung 10 ausgegangen. 

Biogene  Energien wurden für die Aufteilung auf die Bundesländer in landwirtschaftliche 

und forstwirtschaftliche Biomasse sowie biogene Reststoffe unterschieden und erst für die 

Darstellung der Gesamtnutzung wieder zusammengeführt. Die Aufteilung  des landwirt -

schaftlichen Nutzungspotenzials beruhte auf den Daten von ĂREGIO Energyñ (Stanzer et al. 

2010), der ĂAgrarstrukturerhebung 2013ñ (Statistik Austria 2016a) und dem ĂViehbestand 

2013ñ (Statistik Austria 2016b). Das forstwirtschaftliche Nutzungs potenzial erfolgte anhand 

der Ergebnisse des Projektes ĂREGIO Energyñ (Stanzer et al. 2010) und der ĂAgrarstruktur -

erhebung 2013ñ (Statistik Austria 2016a). Für die Aufteilung von biogenen Reststoffen auf 

die Bundesländer wurden die Hauptaggregate Ablauge und Klärschlamm bzw. der Anteil der 

Papierindustrie (Statistik Austria 2016a) und die Bevölkerungsverteilung (Statistik Austria 

2015a) herangezogen. Regionale Korrekturen wurden aufgrund von ökologischen Aspekten 

bei der Ausschöpfung des Potenzials und aufgrund der Transportstrecken der gewonnenen 

Sekundärenergieträger vorgenommen. 

Die Aufteilung der potenziellen Nutzung von Wärmepumpen  und Tiefer Geothermie  

erfolgte streng nach den ĂREGIO Energyñ Ergebnissen (Stanzer et al. 2010) und wurden 

anhand der Ergebnisse des Projektes ĂGEO-Potñ (Ostermann et al. 2010) verifiziert. Die 

geographische Verteilung ergab somit eine Nutzung der oberflächennahen Erdwärme analog 

den Siedlungsgebieten Österreichs und eine Erschließung des bekannten hydrothermalen 

Geothermie-Potenzials vor allem in Ober- und Niederösterreich.  

Der Rückgang von fossilen  Energieträgern wurde analog den Vorgaben der Energiezukunft 

auf die Bundesländer aufgeteilt, wobei der nicht-energetische Verbrauch von Erdöl anhand 

des derzeitigen nicht-energetischen Verbrauchs sowie der Ausprägung der chemischen und 

petrochemischen Industrie im jeweiligen Bundesland berücksichtigt wurde (Statistik Austria 

2017a). 

Brennbare Abfälle  (ohne biogene Reststoffe) fallen sowohl im Gewerbe, in der Industrie 

und in Haushalten an. Die Aufteilung der Ergebnisse der Energiezukunft erfolgte somit nach 

dem Wirtschaftsaufkommen (Statistik Austria 2015b) und der Bevölkerungsstruktur 

(Statistik Aust ria 2015a). 

Abschließend soll betont sein, dass die gewählte Vorgangsweise klar von den bestehenden 

Autarkie - und Autonomie -Ansätzen der Bundesländer abweicht. Energie wird in der 

                                                        
10 Eine genauere Erhebung des Solarpotenzials und damit auch Verteilung eben dieses wäre über die Solar(dach)-

kataster der Bundesländer möglich, allerdings konnten nur für das Burgenland und Wien Summenwerte für sehr 

gut und gut geeignete Dachflächen recherchiert werden. In den anderen Bundesländern sind die Kataster 

entweder nicht flächendeckend verfügbar oder es fehlt die Möglichkeit Werte für das gesamte Landesgebiet 

gebündelt auslesen zu können. 
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vorliegenden Studie dort bereitgestellt, wo sie aufgrund der Primärenergiepotenziale anfällt 

und gegebenenfalls in anderen Bundesländern verbraucht. Die gewählten Annahmen bzw. im 

Mengengerüst vorgenommenen Korrekturen berücksichtigen die Transportmöglichkeiten 

(bzw. dessen Sinnhaftigkeit) der unterschiedlichen Energieformen.  
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Einen groben Überblick über die hinterlegten Annahmen bietet das Kapitel Ă4.1 

Endenergiebedarfñ, detaillierter sind diese in der ĂEnergie- und Klima zukunft Österreichñ 

(Veigl 2017) beschrieben. 

 

Die Szenario-Ergebnisse prognostizieren eine Bedarfsreduktion auf 221 TWh (797 PJ) für 

2030 und 169 TWh (607 PJ) für 2050. Ausgehend vom Endenergiebedarf im Jahr 2015 von 

302 TWh (1.087 PJ) bedeutet dieses einen Einspargewinn von 27 % bis 2030 und 44 % bis 

2050.  

 

  

Abbildung 8: Sektoraler Endenergiebedarf in Österreich 2015, 2030 & 2050  
(Quellen: Stati stik Austria 2017a, Veigl 2017 und eigene Berechnungen) 

 

Der Endenergiebedarf des landwirtschaftlichen Sektors verbleibt bis 2030 in etwa konstant 

und nimmt danach (bis 2050) um etwa 4  % ab. Im Produktionssektor können Reduktionen 

von 5 % (bis 2030) und 18 % (bis 2050) verzeichnet werden, jeweils bezogen auf das Jahr 

2015. Öffentliche und private Dienstleistungen reduzieren ihren Endenergiebedarf um 8 % 

bzw. 26 %. Der Sektor der privaten Haushalte zeigt größere Einsparungen auf ï minus 22 % 

bis 2030 und 45 % bis 2050. Die größte Energieeinsparung kann im Verkehrssektor erzielt 

werden. Unabhängig vom Kraftstoffexport im Fahrzeugtank aufgrund von Preisunter -
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schieden zu Nachbarländern (Tanktourismus) reduziert sich der Endenergiebedarf um 43 % 

bis 2030 und 66 % bis 2050 (jeweils bezogen auf den Endenergiebedarf 2015). Der 

Tanktourismus selbst wurde mit 22 TWh (79 PJ) beziffert und kommt bis 2030 zum 

Erliegen. 

Zu betonen ist, dass die dargestellte Bedarfsreduktion umfassende und aufeinander 

abgestimmte Maßnahmen und Anstrengungen benötigt, die derzeit nur zu einem sehr 

geringen Anteil umgesetzt oder geplant sind. Die Ergebnisse des landwirtschaftlichen Sektors 

beruhen vor allem auf der Berücksichtigung des gesellschaftlichen Trends hin zu einer 

gesünderen und fleischärmeren Ernährung  sowie der deutlichen Reduktion von Lebens-

mittelverschwendungen. Im Produktionssektor gilt es neben der Substitution von fossilen 

Energieträgern auch wesentliche Effizienzgewinne zu lukrieren, die das Innovationspotenzial 

heimischer Betriebe sowohl fordern als auch fördern. Die Energieeinsparungen im Dienst-

leistungssektor werden nur durch ambitionierte Anforderungen an die thermische Qualität 

der genutzten Gebäude und klare Suffizienz-Vorgaben erreichbar sein ï passive statt aktive 

Systeme zur Gebäudekühlung, bedarfsoptimierte statt wenig ausgelastete Nutzung von 

Räumen und Infrastruktur. Die unterstellten Veränderungen im Modal Split hin zum 

Schienenverkehr und zu sanften Mobilitätsformen  brauchen konsequente und konsistente 

Maßnahmen, die u.a. den öffentlichen Personenverkehr flächendeckend attraktiver gestalten 

und auch den kleinräumigen Güterverkehr berücksichtigten. Die preisbedingten  Anreize des 

Tanktourismus müssen dauerhaft abgeschafft werden und damit das Niveau von Kraft stoff-

preisen auf jenem der österreichischen Nachbarstaaten gehalten werden. Private Haushalte 

und damit auch die Wohnbauträger benötigen ein Umfeld, in dem sowohl die Sanierungsrate 

als auch die Sanierungstiefe (im Sinne der thermisch-energetischen Qualität der Gebäude-

hülle) massiv gesteigert werden. Darüber hinaus bedarf es einer umfassenden und zukunfts -

fähigen Raumplanung, die energetisch optimierte Siedlungsräume der kurzen Wege schafft, 

wodurch auch sämtliche Infrastrukturen effizienter genutzt werden können.  

Die Energiewende im Sinne der Ziele 
des Klimaschutzabkommens von Paris 

kann nur gelingen, wenn der 
Endenergiebedarf bis 2050 halbiert 

wird und damit  auf etwa 165 TWh 
(ca. 600 PJ) gesenkt werden kann. 
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Im Folgenden werden die Ergebnisse der einzelnen Bundesländer grob beschrieben. Weitere 

Details zu den einzelnen Bundesländern finden sich in einem eigenständigen Bericht. 

 

 

Abbildung 9: Sektoraler Endenergiebedarf der Bundesländer 2015 , 2030 & 2050  
(Quellen: Statistik Austria 2017a, Veigl 2017  und eigene Berechnungen) 

 

Der Endenergiebedarf im Burgenland  reduziert sich von 9.021 GWh (32.476 TJ) im Jahr 

2015 auf 6.193 GWh (22.295 TJ) 2030 und weiter auf 4.423 GWh (15.923 TJ) 2050. Das 

Burgenland ist, von Seiten des Endenergiebedarfs betrachtet und im Vergleich zu den 

anderen Bundesländern, landwirtschaftlich geprägt und nimmt 201 5 rund 3  % des 

österreichischen Endenergiebedarfs ein. Im Vergleich mit dem nationalen Durchschnitt 

werden im Burgenland überdurchschnittliche Bedarfsreduktionen erzielt: Insgesamt sinkt 

der Endenergiebedarf um 31 % bzw. 51 % bis 2030 bzw. 2050 (Österreich: minus 27 % bzw. 

44 %), was vor allem durch deutliche Einspargewinne im Verkehrssektor ermöglicht wird.  

In Kärnten  sinkt der Endenergiebedarf bis 2030 auf 16.631 GWh (59.873 TJ) und bis 2050 

auf 12.158 GWh (43.769 TJ), ausgehend von einem Wert von 23.184 GWh (83.464 TJ) für 

2015. Im endenergetisch-sektoralen, österreichweiten Vergleich ist Kärnten sehr 

ausgeglichen bei einem Anteil von knapp 8 % am österreichischen Endenergiebedarf 2015. 

Die derzeit hohe Energieintensität in den Sektoren Dienstleistungen und Haushalte wird bis 

2050 ausgeglichen, wodurch auch in Kärnten überdurchschnittliche Bedarfsreduktionen 

verbucht werden. Bis 2030 sinkt der Endenergiebedarf in Kärnten um 28  %, bis 2050 um 

knapp 48 %, was 1 bis 4 %-Punkte über dem österreichischen Mittel liegt.  

Niederösterreich  ist 2015 das Bundesland mit dem höchsten Endenergiebedarf von 67.131 

GWh (241.671 TJ), welcher sich bis 2030 auf 47.961 GWh (172.659 TJ) und bis 2050 auf 

36.954 GWh (133.034 TJ) reduziert. 2015 fallen 22 % des nationalen Endenergiebedarfs auf 

Niederösterreich und zeigt einen deutlichen Schwerpunkt in der Landwirtschaft und im 

Verkehrssektor (ohne Tanktourismus). Aufgrund der Siedlungsstrukturen in Nieder -
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österreich kann die Bedarfsreduktion beim Verkehr nicht den österreichischen Durchschnitt 

erreichen, dafür liegen die Einsparungen im Produktionssektor und bei den Haushalten 

leicht darüber. Insgesamt liegen die Bedarfsreduktionen in Niederösterreich mit minus 29 % 

bis 2030 und minus 45 % bis 2050 leicht über dem Bundesdurchschnitt.  

2015 verfügt Oberösterreich  über einen Endenergiebedarf von 63.172 GWh (227.420 TJ), 

der sich bis 2030 auf 47.507 GWh (171.025 TJ) und bis 2050 auf 38.053 GWh (136.991 TJ) 

reduziert. Somit über nimmt Oberösterreich zukünftig die Rolle des Bundeslandes mit dem 

höchsten Endenergiebedarf ï derzeit mit 21 % Anteil am nationalen Endenergiebedarf noch 

auf Platz 2 hinter Niederösterreich. Dies liegt darin begründet, dass Oberösterreich stark 

industriell  geprägt ist und im österreichischen Vergleich bereits relativ wenig Energie für die 

Sektoren Dienstleistungen, Verkehr und Haushalte aufwendet ï der Tanktourismus liegt in 

etwa im Bundesdurchschnitt. Dadurch kann Oberösterreich nur noch geringere Einspar -

reduktionen als die anderen Bundesländer erzielen: minus 25 % bzw. 40 % bis 2030 bzw. 

2050 (Österreich: minus 27  % bzw. 44 %). 

Der Endenergiebedarf in Salzburg  liegt im Jahr 2015 bei 18.020 GWh (64.872 TJ) und 

reduziert sich bis 2030 auf 12.815 GWh (46.132 TJ) und bis 2050 auf 9.468 GWh (34.086 

TJ). Im nationalen Vergleich des Endenergiebedarfs 2015 zeigt Salzburg einen 

überdurchschnittlichen Tanktourismus und einen leichten Dienstleistungsschwerpunkt (zu 

Lasten des Produktionssektors) bei einem Anteil von 6 % am gesamten Endenergiebedarf 

Österreichs. Vor allem die genutzten Einsparpotenziale im Produktionssektor, aber auch bei 

den Haushalten führen dazu, dass Salzburg seinen Endenergiebedarf bis 2030 um 29 % und 

bis 2050 um 48 % senken kann und somit 2 bis 4 %-Punkte über dem österreichischen 

Durchschnitt liegt.  

In der Steiermark  sinkt der Endenergiebedarf auf 38.869 GWh (139.927 TJ) im Jahr 2030 

und auf 29.492 GWh (106.172 TJ) bis 2050 ï ausgehend von einem derzeitigen Endenergie-

bedarf von 49.611 GWh (178.599 TJ), rund 16 % des österreichischen Bedarfs. Der Vergleich 

mit der durchschnittlichen, sektoralen Verteilung des Endenergiebedarfs weist der 

Steiermark einen deutlichen Schwerpunkt im Produktionssektor aus. Die Analyse des 

Tanktourismus in Österreich (Anderl et al. 2015 und eigene Berechnungen) zeigt, dass die 

Steiermark das einzige Bundesland ist, das Kraftstoff im Tank aus dem Ausland importiert 11. 

Durch die industrielle Prägung der Steiermark können lediglich geringere Reduktionen des 

Endenergiebedarfs als der österreichische Durchschnitt erzielt werden, wenngleich im 

Haushaltssektor deutlich überdurchschnittliche Teilergebnisse eingefahren werden. 

Insgesamt sinkt der Endenergiebedarf der Steiermark bis 2030 um knapp 22 % und bis 2050 

um 41 %. 

Tirol  weist 2015 einen Endenergiebedarf von 24.111 GWh (86.798 TJ) auf, welcher 8 % des 

österreichischen Gesamtbedarfs darstellt. Bis 2030 wird der Endenergiebedarf Tirols auf 

                                                        
11 Angesichts der Kraftstoffpreisentwicklungen der österreichischen Nachbarstaaten sowie der geographischen 

Lage und damit der Situation im grenzüberschreitenden Verkehr der Steiermark ein nachvollziehbares Ergebnis. 














































































